
2. DB zur StPO X.2

grupd der Straftat und der Motive des Angeklagten 
(wie Egoismus, Mißachtung der von den Werktäti­
gen geschaffenen Werte, Vergeudung sowie Alko­
holmißbrauch) eine Geldstrafe (§§ 36, 49 StGB) aus­
gesprochen wird, auf Einziehung des Mehrerlöses 
(§ 170 Abs. 4 StGB) oder auf Zahlung des Gegen­
wertes (§14 Abs. 2 Kulturgutschutzgesetz, §16 
Abs. 2 Zollgesetz, § 18 Abs. 2 Devisengesetz) er­
kannt wird, dem Angeklagten die Auslagen des Ver­
fahrens (§§362 ff. StPO) auferlcgt werden oder 
wenn durch die Straftat ein materieller Schaden ver­
ursacht wurde (im folgenden Zahlungsverpflichtung 
genannt).
1.4. Eine wesentlich erschwerte Realisierung der zu 
erwartenden Zahlungsverpflichtung ist zu besorgen, 
wenn es sich um einen erheblichen Geldbetrag han­
delt oder wenn Anhaltspunkte dafür vorhanden 
sind, daß der Angeklagte oder ein Dritter Vermö­
genswerte beiseiteschaffen oder anderweitig die 
Vollstreckung der Zahlungsverpflichtung verhin­
dern wird. Dies kann bereits gegeben sein, wenn der 
Angeklagte trotz Leistungsfähigkeit keine Bemü­
hungen zur Wiedergutmachung des Schadens erken­
nen läßt oder wenn er oder sein Ehepartner die vor­
zeitige Aufhebung der ehelichen Eigentums- und 
Vermögensgemeinschäft (§41 FGB) begehrt. Bei 
Ausländern ohne festen Wohnsitz in der DDR (§ 80 
Abs. 5 StGB) ist die Besorgnis der wesentlich er­
schwerten Realisierung einer Zahlungsverpflichtung 
immer gegeben.
1.5. Hat ein anderes staatliches Organ (Zollverwal­
tung oder-Rat des Kreises) zur Sicherung der Zah­
lung des Gegenwertes oder der Mehrerlöseinziehung 
bereits einen Arrestbefehl erlassen, ist zu prüfen, ob 
es notwendig ist, zur Sicherung der Realisierung an­
derer zu erwartender Zahlungsverpflichtungen 
einen weiteren Arrestbefehl zu erlassen.

2.
Form, Inhalt und Bekanntmachung 
des Arrestbefehls (§§2 

, und 4 der 2. DB zur StPO)
2.1. Die Entscheidung über den Erlaß'des Arrestbe­
fehls, über seine Änderung oder Aufhebung trifft 
das Kollegialgericht, im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 257 Abs. 2 StPO und im Strafbefehlsverfah­
ren gemäß §270 Abs. 3 StPO der Richter.
2.2. Der zu sichernde Geldbetrag ist im Arrestbe­
fehl mindestens in der Höhe festzulegen, in der eine 
Zahlungsverpflichtung zu erwarten ist, zuzüglich 
eines Betrages zur Deckung der voraussichtlichen 
Vollstreckungskosten.
2.3. Zur Bezeichnung des Geschädigten sind in den 
Arrestbefehl sein Name und seine Wohnanschrift 
aufzunehinen, bei Rechtsträgern sozialistischen 
Eigentums deren Name und Anschrift. Dies gilt auch 
für die Fälle, in denen der Staatsanwalt für Rechts­
träger sozialistischen Eigentums selbständig Scha­

denersatzansprüche geltend gemacht hat (§ 198 
Abs. 2 StPO). Wird der Geschädigte dem Gericht 
erst zu einem späteren Zeitpunkt namentlich be­
kannt. ist der Arrestbefehl entsprechend zu ergän­
zen.
2.4. Bei zu erwartenden hohen Zahlungsverpflich­
tungen soll der Arrestbefehl über das gesamte Ver­
mögen des Angeklagten erlassen werden. Gleiches 
kann der Fall sein, wenn zum Zeitpunkt der Ent­
scheidung nicht bekannt ist, über welche Vermö­
genswerte der Angeklagte verfügt. Die im Ermitt­
lungsverfahren getroffenen Feststellungen über die 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des An­
geklagten sind dabei ebenso zu nutzen w ie Feststel­
lungen anderer staatlicher Organe, Gerichte und 
Staatlicher Notariate, soweit sie zum Zeitpunkt der 
Entscheidung bekannt sind. Sollen nur bestimmte 
Vermögenswerte durch Arrcstbefehl gesichert wer­
den, sind sie im Arrestbefehl so zweifelsfrei zu be­
zeichnen. daß Verwechslungen bei seiner Vollzie­
hung vermieden werden.
2.5. Im Arrestbefehl ist in knapper Form darzule­
gen. weshalb das Gericht die Voraussetzungen für 
seinen Erlaß als gegeben ansieht. Die Begründung 
darf keine Formulierung enthalten, die die Vorweg- 
nahme einer Maßnahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit bedeutet (§6 Abs. 2 StPO).
2.6. Die Zustellung des Arrestbefehls an den Ange­
klagten sollte in der Regel frühestens mit der Vollzie­
hung des Arrestbefehls vorgenommen werden, um 
ein Beiseiteschaffen von Vermögensw'erten durch 
den Angeklagten oder eine andere Person zu verhin­
dern.
2.7. Der Arrestbefehl und die Entscheidung über 
seine Aufhebung oder Änderung sind anderen Be­
troffenen (z.B. dem Eigentümer einer Sache, die 
sich im Besitz des Angeklagten befindet) auch dann 
zuzustellen, wenn sie dem Gericht erst später be­
kannt w'erden.

3.
Aufhebung und Änderung des Arrestbefehls 
(§3 der 2. DB zur StPO)
3.1. Werden bei einer Einstellung gemäß §248 
Abs. 1 StPO dem Angeklagten die Auslagen des 
Verfahrens ganz oder teilweise auferlegt (§ 366 
Abs. 3 StPO), ist der zur Sicherung ihrer Beitreibung 
erlassene Arrestbefehl aufrechtzuerhalten.
3.2. Der Freispruch muß in vollem Umfange ausge­
sprochen sein; wurde der Angeklagte teilweise frei­
gesprochen, darf der Arrestbefeh! nur dann aufgeho­
ben werden, wenn mit dem Teilfreispruch die Zah­
lungsverpflichtung in Wegfall gerät, deren Vollstrek- 
kung durch den Arrcstbefehl gesichert wurde. Ein 
zur Beitreibung der Auslagen des Verfahrens erlas­
sener Arrestbefehl ist aufrechtzuerhalten, wenn dem 
Freigesprochenen die Auslagen des Verfahrens auf­
erlegt werden (§366 Abs. 1 urtd 3 StPO).
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